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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Im Juni 2020 reichte Andri Silberschmidt (fdp, ZH) eine Motion (Mo. 20.3833) ein, mit
der er den Bundesrat verpflichten wollte, «ausgaben- und einnahmenseitig zu gleichen
Teilen ausgewogene Massnahmen» auszuarbeiten, mit denen eine Finanzierung der
AHV im Jahr 2050 ohne Umlagedefizit möglich wäre. Auch mit der STAF und der AHV 21
liege das erwartete Umlagedefizit im Jahr 2050 noch im dreistelligen Milliardenbereich,
betonte er mit Verweis auf Daten des BSV. Der Bundesrat begrüsste in seiner Antwort
zwar die Forderung Silberschmidts, zumal die AHV 21-Reform das finanzielle
Gleichgewicht der AHV lediglich bis ins Jahr 2030 sichern solle und die darauffolgenden
Jahre entsprechend in einer nächsten Revision angegangen werden müssten. Er
kritisierte hingegen die Forderung einer gleich stark auf ausgaben- wie
einnahmenseitigen Massnahmen beruhenden Revision, da diese den
Handlungsspielraum zu stark einschränke. Kurz nach Publikation der bundesrätlichen
Antwort und noch bevor die Motion im Nationalrat behandelt werden konnte, reichte
Silberschmidt eine zweite Motion (Mo. 20.4078) nach, in der er die Forderung einer
Finanzierung der AHV im Jahr 2050 ohne Umlagedefizit beibehielt, jedoch die
Einschränkung auf gleich stark ausgaben- und einnahmenseitige Massnahmen strich. In
der Wintersession 2020 sprach sich der Nationalrat stillschweigend für die zweite
Motion Silberschmidt aus, nachdem sie auch der Bundesrat zur Annahme empfohlen
hatte. 1

MOTION
DATUM: 18.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

Berufliche Vorsorge

«Sichere Renten dank umfassend kompetenter Verwaltung der
Pensionskassengelder» plante die SGK-NR mit einer Motion, die sie im Februar 2021
einreichte. Diese kompetente Verwaltung wollte sie durch eine Änderung des BVV 2
erreichen. So sollte der Bundesrat durch statutarische Anforderungen für mehr
Anlagekompetenz in den Stiftungsräten sorgen, den Grundsatz der Risikoverteilung um
ein umfassendes Risikomanagement ergänzen und die Kategorienbegrenzung in der
Anlagebewirtschaftung aufheben. Damit wollte die Kommission insbesondere der
unterschiedlichen Zusammensetzung der Versicherten der verschiedenen
Pensionskassen Rechnung tragen. Diese sorge dafür, dass die verschiedenen Kassen
über unterschiedliche Risiken verfügen, weshalb fixe Anlagelimiten nicht sinnvoll seien.
Folglich sollten die Anlagelimiten aufgehoben werden und das dadurch erhöhte Risiko
im Gegenzug durch ein verbessertes Risikomanagement und mehr Anlagekompetenz
minimiert werden. 
Der Bundesrat konnte der Motion nicht viel abgewinnen: Es stehe ihm nicht zu, erhöhte
Anforderungen an Stiftungsräte zu stellen, die Motion widerspreche zudem unter
anderem dem Prinzip der paritätischen Zusammensetzung des Stiftungsrats.
Gleichzeitig teile er aber auch die Einschätzung nicht, dass durch eine Aufhebung der
Anlagelimiten mehr Rendite erzielt werden könne. Erstens erfüllten die Limiten «eine
subsidiäre Funktion» beim Vorsichtsprinzip, das in der beruflichen Vorsorge herrsche
(Prudent Investor); verschiedene andere in der Verordnung geregelte Massnahmen
würden dieses ebenfalls garantieren. Dieses hindere die Vorsorgeeinrichtungen aber
nicht an einer risikogerechten Vermögensverwaltung. Zudem wies er darauf hin, dass
die Erzielung einer «systematischen Überrendite gegenüber dem Markt»
unwahrscheinlich sei. Allgemein gingen höhere Renditen mit einem höheren Risiko
einher – ein solches könnten die Vorsorgeeinrichtungen jedoch nicht eingehen. Somit
habe sich das bisherige Vorgehen bewährt, betonte der Bundesrat. 
In der Nationalratsdebatte  in der Sommersession 2021 verwies Kommissionssprecher
Silberschmidt (fdp, ZH) auf die grossen Renditeunterschiede zwischen den
Pensionskassen, wie eine Swisscanto-Studie gezeigt habe. 30 bis 40 Prozent der
Vermögensunterschiede beruhten zudem auf Unterschieden im Anlagewissen. Diese
Renditeunterschiede seien auch im Umwandlungssatz der Pensionskassen ersichtlich.
Minderheitensprecherin Gysi (sp, SG) fasste ihre Kritik an der Motion in einem neuen
Titel für diese zusammen: «Mehr Risiko im BVG – gefährdete Renten wegen Risikopoker
der Stiftungsräte». Gysi wehrte sich dagegen, dass die Risiken im Vergleich zu heute
ausgebaut würden, zumal es um die Altersvorsorge von Personen gehe, die selbst nicht
bestimmen könnten, bei welchen Pensionskassen sie sich versichern lassen. Zudem

MOTION
DATUM: 16.06.2021
ANJA HEIDELBERGER
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brauche es im Sttiftungsrat zwar durchaus Anlagekompetenz, aber eben auch andere
Kompetenzen. Die Mehrheit des Nationalrats zeigte sich weder von der Argumentation
des Bundesrates noch von der Minderheit überzeugt und nahm den Vorstoss mit 123 zu
65 Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. Dabei zeigten sich die Stimmenden deutlich nach
politischen Lagern getrennt: Einzig Mitglieder der SP- und der Grünen-Fraktion lehnten
die Motion ab, die Enthaltung stammte aus der Mitte-Fraktion. 2

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Im März 2020 reichte Andri Silberschmidt (fdp, ZH) eine parlamentarische Initiative ein,
mit der er Unternehmerinnen und Unternehmern in arbeitgeberähnlicher Position, die
entsprechend auch ALV-Beiträge bezahlen müssen, denselben
Entschädigungsanspruch bei einer Arbeitslosigkeit und Zugang zu Kurzarbeit gewähren
wollte wie den übrigen Angestellten des Unternehmens. Als Alternative schlug er eine
Wahlmöglichkeit der entsprechenden Personen zwischen ALV-Beiträgen und
Versicherungsleistungen oder einem Verzicht auf beide vor. 
Anfang November 2020 beschäftigte sich die SGK-NR mit der Problematik der ALV-
Beitragspflicht für Personen in arbeitgeberähnlicher Stellung und diskutierte neben der
Initiative Silberschmidt auch eine parlamentarische Initiative der SVP-Fraktion (Pa.Iv.
20.440), welche die Beitragspflicht von Selbständigen gänzlich abschaffen wollte. Mit 18
zu 7 Stimmen gab die Kommission dem Anliegen Silberschmidts Folge, nicht jedoch
dem Vorschlag der SVP-Fraktion. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.11.2020
ANJA HEIDELBERGER

Im Juni 2020 reichte die SVP-Fraktion eine parlamentarische Initiative ein, mit der sie
Selbständigerwerbende von der ALV-Beitragspflicht entbinden wollte; gemäss der
aktuellen Regelung müssen Selbständige in arbeitgeberähnlicher Stellung ALV-Beiträge
bezahlen. Da diese keinen Anspruch auf Arbeitslosenentschädigung hätten, sei es «nur
gerecht», sie auch von der Beitragspflicht zu befreien. Die Problematik sei durch die
Corona-Krise noch einmal verdeutlicht worden, als der Bundesrat
Selbständigerwerbenden zeitlich befristet Zugang zu Erwerbsersatz gewährt hatte.
Damit habe er «die diskriminierende Behandlung von Selbständigerwerbenden
bestätigt», betonte die SVP-Fraktion in der Begründung ihrer Initiative. 
Anfang November 2020 beschäftigte sich die SGK-NR mit der Problematik der ALV-
Beitragspflicht für Personen in arbeitgeberähnlicher Stellung und diskutierte neben der
Initiative der SVP-Fraktion auch eine parlamentarische Initiative Silberschmidt (fdp, ZH;
Pa.Iv. 20.406). Diese wollte die Beitragspflicht beibehalten, aber im Gegenzug auch die
entsprechenden Unternehmerinnen und Unternehmer gegen Arbeitslosigkeit
versichern. Letzterem Vorschlag konnte eine Kommissionsmehrheit von 18 zu 7
Stimmen mehr abgewinnen als dem Vorschlag der SVP-Fraktion, zu dem die
Kommission kein Folgegeben riet.
In der Wintersession 2020 behandelte der Nationalrat die Initiative der SVP, wobei
Thomas Aeschi (svp, ZG) und Albert Rösti (svp, BE) die eigene Initiative bewarben und
die Initiative Silberschmidt kritisierten. Letztere öffne dem «Missbrauch Tür und Tor».
Dennoch gab der Nationalrat mit 90 zu 84 Stimmen der parlamentarischen Initiative der
SVP-Fraktion knapp keine Folge. Neben sämtlichen Mitgliedern der SVP-Fraktion sprach
sich auch fast die gesamte FDP.Liberale-Fraktion und eine Minderheit der Mitte-
Fraktion für die Initiative aus. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.11.2020
ANJA HEIDELBERGER

Nach ihrer Schwesterkommission entschied sich die SGK-SR Ende August 2021 mit 7 zu
5 Stimmen, der parlamentarischen Initiative Silberschmidt (fdp, ZH) zuzustimmen. Die
SGK-NR erhält damit den Auftrag, eine Vorlage auszuarbeiten, mit der
Unternehmerinnen und Unternehmer in arbeitgeberähnlicher Position – die also
ebenfalls Arbeitslosenversicherungsbeiträge bezahlen – einen
Entschädigungsanspruch bei Arbeitslosigkeit erhalten. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.08.2021
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2021 behandelte der Ständerat die Motion der SGK-NR für eine
plafonierte Entschädigung für in KMU mitarbeitende Ehegatten bei Kurzarbeit. Zuvor
hatte die SGK-SR den Vorstoss ihrer Schwesterkommission mit 9 zu 0 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) zur Ablehnung empfohlen: Man befürworte in dieser schwierigen Lage für
die Unternehmen zwar generell unbürokratische Massnahmen, lehne aber eine
dauerhafte Erweiterung der Anspruchsberechtigung auf KAE unter anderem wegen des
erhöhten Missbrauchsrisikos ab. Stattdessen wolle man die Frage zu den

MOTION
DATUM: 29.09.2021
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.22 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



anspruchsberechtigten Personen bei KAE im Rahmen der parlamentarischen Initiative
Silberschmidt (fdp, ZH; Pa.Iv. 20.406) weiter behandeln. Stillschweigend folgte der
Ständerat dem Ablehnungsantrag seiner Kommission. 6

1) AB NR, 2020, S. 2692
2) AB NR, 2021, S. 1395 ff.
3) Medienmitteilung SGK-NR vom 6.11.20
4) AB NR, 2020, S. 2681 ff.; Medienmitteilung SGK-NR vom 6.11.20
5) Medienmitteilung SGK-SR vom 1.9.21
6) AB, SR, 2021, S. 1035; Bericht SGK-SR vom 1.9.21
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